
Der  Erste  Mai  2021:  Die
klassenkämpferische  und
revolutionäre  Linke  muss  ihre
Chance ergreifen!
Gemeinsamer  Auswertungsartikel  von  REVOLUTION  und  Gruppe
ArbeiterInnenmacht

Der Erste Mai 2021 könnte der Auftakt zu einem Game Changer für die
radikale, klassenpolitische, migrantische und internationalistische Linke in
Deutschland  werden.  In  vielen  Städten  schlossen  sich  Tausende
klassenkämpferischen und revolutionären Demonstrationen und Blöcken bei
den  Gewerkschaftsdemos  an.  Noch  weit  mehr  beteiligten  sich  an
Kundgebungen,  Fahrradkorsos  und  anderen  vielfältigen  Aktionen  gegen
Mietwucher und Umweltzerstörung. Den bundesweiten Höhepunkt des Tages
bildete zweifellos die Berliner revolutionäre Erster-Mai-Demonstration mit
25.000 TeilnehmerInnen.

Trotz Einschüchterungen und medialer Hetze, trotz Provokationen und
brutaler Angriffe, trotz einer geplanten und gezielten gewaltsamen
Auflösung der Demonstration durch die Polizei stellt sie einen
politischen Erfolg nicht nur des Bündnisses, sondern für die gesamte
radikale, klassenkämpferische und internationalistische Linke dar.

1. Breite Mobilisierung
Erstens mobilisierte die Demonstration gut 25.000 Menschen, die dem
Ruf nach Einheit im Kampf gefolgt sind. Die Rednerinnen und Redner sowie
Sprechchöre  brachten  immer  wieder  eines  zum  Ausdruck:  Ob  im
Krankenhaus
oder in der Autofabrik, ob in der Geflüchtetenunterkunft oder im
Jobcenter, ob in der Schule oder im Haushalt, überall stehen wir
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Lohnabhängige, unabhängig von Nationalität, Alter, Geschlecht und
sexueller Orientierung vor denselben Problemen. Wir sollen für die
Kosten von Krise und Pandemie zahlen!

Die Aufhebung des Mietendeckels durch das Bundesverfassungsgericht
mobilisierte viele weitere Menschen. Angesichts dieses Skandalurteils
drohen 1,5 Millionen Berlinerinnen und Berlinern Mieterhöhungen,
Nachzahlungen oder Räumungen.

Auf den Straßen Berlins und auch in vielen anderen Städten formierte
sich praktisch die Einheit von migrantischen ArbeiterInnen, von prekär
Beschäftigten aus den Lieferdiensten, von KrankenpflegerInnen und
MieterInnen, von SchülerInnen und Studierenden.

Der Revolutionäre Erste Mai in Berlin stellt dabei natürlich kein
singuläres Ereignis dar. Schon in den letzten Monaten häuften sich
Massendemonstration nicht nur in Berlin, sondern auch in anderen
Städten. Auch revolutionäre Erster-Mai-Mobilisierungen wie in
Frankfurt/Main zogen Tausende Menschen an. Die Berliner Demonstration
bündelte sichtbarer, größer und deutlicher eine Wut und eine Veränderung
der Stimmung und teilweise auch des Bewusstseins unter breiteren
Schichten der ArbeiterInnenklasse und der sozial Unterdrückten.

2. Antikapitalismus und Internationalismus
Die Demonstration zog diese Vielfalt, die im Grunde die
Vielschichtigkeit der ArbeiterInnenklasse selbst widerspiegelt, an, weil
sie inhaltlich radikal war. Revolutionäre Parolen, Kritik am
Kapitalismus, die Forderungen nach Enteignung von Immobilienhaien wie
Deutsche Wohnen, der KrisengewinnerInnen in der Exportindustrie, der
Pharmakonzerne und privater Krankenhäuser stellten kein Hindernis für
die Mobilisierung dar, sondern stärkten diese. Die Forderungen der am
stärksten ausgebeuteten migrantischen ArbeiterInnen, von geschlechtlich
und sexuell Unterdrückten, der marginalisierten Teile der Lohnabhängigen
und der Jugend stellen ganz um Gegensatz zur populistischen und
chauvinistischen Vorstellungswelt einer Sahra Wagenknecht keine



„Marotten“ oder Hindernisse für die Einheit der Klasse dar, sondern
bilden vielmehr einen integralen und unverzichtbaren Bestandteil des
Befreiungskampfes der ArbeiterInnenklasse selbst.

Das Verbindende bildet eben die Kritik am Kapitalismus als globalem,
umfassenden System, das revolutionär überwunden werden muss. Diese
Kritik wurde natürlich am Ersten Mai nicht neu erfunden, aber die
Verhältnisse selbst drängen immer mehr Menschen genau in diese Richtung.

Die riesige revolutionäre Erster-Mai-Demonstration in Berlin, aber
auch die vielen gut besuchten klassenkämpferischen und revolutionären
Demonstrationen oder Kundgebungen verdeutlichen dieses Potential.

Es handelt sich dabei zwar noch um eine Minderheit unserer Klasse,
aber zugleich um eine wachsende, dynamische Strömung, die es zu einer
Einheit in der Aktion, im Kampf gegen Pandemie und Krise, gegen
Rassismus  und  Imperialismus  zusammenzuführen  gilt.  Diese  Menschen
können
die gesellschaftliche Basis für eine breite, schlagkräftige
Massenbewegung gegen die Krise in ihren vielfältigen Ausformungen
werden.

3. Breites Bündnis
Auf den Straßen Berlins formierten sich Wut und Widerstand in einem
breiten Bündnis, das der migrantisch-internationalistische Block
anführte. Dahinter folgten der Enteignungsblock, den Gruppe
ArbeiterInnenmacht und REVOLUTION mit organisierten, der
klassenkämpferische Block und jener der Interkiezionale.

Die Mobilisierung von 25.000 Menschen spiegelt auch die Breite eines
Bündnisses wider, das im Grunde alle Strömungen der radikalen Linken
Berlins, also aller links von Linkspartei und Gewerkschaftsapparaten
umfasste. Diese Einheit und dieser Erfolg stellen keine
Selbstverständlichkeit dar. Dass sie zustande kamen, ist ein Verdienst
aller beteiligten Gruppierungen. Besondere Anerkennung verdienen dabei



aber die GenossInnen von Migrantifa Berlin, ohne deren Initiative und
Wirken die Demonstration nicht so groß und stark gewesen wäre.

Zweifellos haben wir im Bündnis auch Fehler gemacht. Aber, wer
erfolgreich so viele Menschen trotz der Gegnerschaft von Kapital, Senat,
Abgeordnetenhaus und Polizei auf die Straße bringt, muss auch einiges
richtig gemacht haben und dies gilt es fortzusetzen und zu
verallgemeinern.

Ein wichtiger Faktor für die Solidarität unter den beteiligten
Gruppen stellte erstens der Konsens dar, dass wir die lohnabhängige
Bevölkerung, insbesondere die migrantischen ArbeiterInnen mit unserer
Mobilisierung erreichen und gewinnen wollen. Zweitens die Solidarität
gegen jede Provokation und Spaltungsversuche von Seiten der Polizei, der
bürgerlichen Politik und Medien, gegen Verleumdungsversuche aller Art.
Diese Solidarität müssen wir unbedingt beibehalten.

Die Einheit in der Aktion und die Breite des Bündnisses müssen und
wollen wir über den 1. Mai hinaus praktisch fortsetzen und auch in
anderen Städten verbreitern. Das beinhaltet einerseits eine
Schwerpunktsetzung auf gemeinsame Aktivitäten und klare Forderungen zu
politischen und sozialen Kernproblemen unserer Klasse. Andererseits
müssen wir auch eine engere Zusammenarbeit mit bestehenden Initiativen
und Kämpfen insbesondere auf gewerkschaftlicher und betrieblicher Ebene
herbeiführen. Dass es auch hier Bewegung und viele Überschneidungen der
teilnehmenden Gruppierungen und Demonstrierenden gibt, wurde z. B. in
Berlin bei der Demonstration „Nicht auf unserem Rücken – Gewerkschaften
und Lohnabhängige in die Offensive!“ ebenso sichtbar wie bei „Von der Krise
zur Enteignung!“ oder auch bei MyGruni deutlich.

Um diese Einheit auf der Straße, im Betrieb, im Stadtteil
weiterzuführen oder überhaupt erst zu schaffen, brauchen wir in Berlin,
aber auch in vielen anderen Städten eine Diskussion über die Grundlagen
einer Antikrisenbewegung, ihre Forderungen, ihren Aktionsplan. Dazu
schlagen wir eine Diskussion in verschiedenen Bündnissen oder
gewerkschaftsoppositionellen Strukturen wie der VKG, in Kampagnen wie
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#ZeroCovid und die Durchführung eine bundesweiten Aktionskonferenz vor.

4. Politischer Gradmesser
Die  Haltung  zur  Berliner  Erster-Mai-Demonstration  bildet  auch  einen
Gradmesser  dafür,  wo  welche  politische  Kraft  steht.

Dass die Berliner Polizei von Beginn an plante, die Demonstration
anzugreifen, zu spalten und aufzulösen, wird mit jedem Tag klarer. Unter
dem Vorwand des Infektionsschutzgesetzes trotz Masken aller
Teilnehmenden und trotz des Bemühens der OrdnerInnen, Abstände
einzuhalten, erzeugte die Polizei selbst jene Lage, die sie angeblich zu
verhindern suchte. In einem Interview in der Berliner Abendschau
rechtfertigte der Berliner-SPD-Innensenator Geisel nicht nur den
Einsatz und die Gewaltexzesse der Polizei. Er selbst verteidigte den
Zeitpunkt des Angriffs auf die Demonstration auch damit, dass
polizeilich Aktionen bei Tageslicht leichter durchzuführen wären als bei
Dunkelheit. Dann wäre – von wegen Infektionsschutz – die „taktische
Herausforderung“ noch größer gewesen.

Für CDU, FDP und auch AfD war selbst das brutale Vorgehen der Polizei
nicht genug und sie kritisieren Geisel von rechts, fordern noch mehr
Bullen und noch repressiveres Vorgehen gegen DemonstrantInnen –
QuerdenkerInnen und Corona-LeugnerInnen natürlich, vor allem von der
AfD, ausgenommen. Dabei zeigten Parties von Corona-LeugnerInnen am 1.
Mai einmal mehr, dass die Bullen – ähnlich wie bei den QuerdenkerInnen
in Kassel und Stuttgart – keinen Finger rühren, wenn es darum geht, das
Infektionsschutzgesetz gegen die Rechten durchzusetzen. Der Chef der
Berliner Abgeordnetenhausfraktion der CDU, Burkard Dregger, will gar
einen „Kuschelkurs mit der linken Szene“ beim Senat ausmachen.

Das – nicht die brutale Einschränkung demokratischer Rechte – empört
die SPD-Oberen wie Innensenator Geisel und Bürgermeister Müller. Dabei
werden die Mini-Noskes aus der Sozialdemokratie nicht müde, sich hinter
„ihre“ Polizei zu stellen und jede Schweinerei zu rechtfertigen. Doch
Undank ist bekanntlich der herrschende Klasse und der „echten“
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Konservativen und Liberalen Lohn.

Der innenpolitische Sprecher der Berliner Grünen, Benedikt Lux, steht
voll auf Geisel-Linie. Die Spitzenkandidatin der Partei, Annalena
Baerbock, stimmt in den Chor der ScharfmacherInnen ein und diffamiert
die Demonstration gar als „kriminell“.

Niklas Schrader von der Linkspartei kritisiert das Verhalten der
Polizei als taktisch „nicht gelungen“ und zeigt damit, aus welcher
Perspektive aus er die Sache beurteilt – nämlich nicht von Seiten der
DemostrantInnen, sondern der Regierung, die den Polizeieinsatz
mitzuverantworten hat. Schließlich sind die SenatorInnenposten der
Linkspartei allemal wichtiger als 25.000 Menschen, die von einer Polizei
angegriffen werden, die zumindest auf dem Papier ihrer Koalition
untersteht. Dieses Rumlavieren der Linkspartei zeigt mal wieder, dass
der Kurs der Partei, sich als Freundin der sozialen Bewegungen zu
präsentieren aber gleichzeitig mitregieren zu wollen, in Momenten der
Krise nicht funktioniert.

Im Windschatten der großen Politik und der bürgerlichen Medien kochen
schließlich auch sog. Antideutsche wie die Zeitung Jungle World und
andere ihr rassistisches Süppchen.

Diese „Linken“ bewiesen damit erneut, dass sie nicht auf der Seite
der Protestierenden stehen, sondern auf der von Regierung und Polizei.
Alle gemeinsam blasen sie ins selbe Horn und unterstellen der
Demonstration Antisemitismus, weil sie sich mit dem palästinensischen
Widerstand und der antizionistischen Linken in Israel solidarisierte.
Die Gleichsetzung von Antizionismus und Antisemitismus wird bekanntlich
durch ständige Wiederholung nicht weniger falsch und reaktionär und
führt nur dazu, den deutschen Imperialismus von „links“ zu flankieren.

Die Haltung zur revolutionären Erster-Mai-Demonstration zeigt
freilich, wo welche politische Kraft steht. Die skandalöse Haltung der
Spitzen der Grünen und der SPD sollte uns ebenso wenig wundern wie das
halbherzige Rumeiern der Linkspartei, die letztlich ebenfalls, wenn auch



„kritisch“ hinter dem Polizeieinsatz steht.

Wo bleibt der DGB?
Wie schon 2020 verlagerte der DGB seine „Aktionen“ vor allem ins
Internet. Auch wenn in etlichen Städten Demonstrationen oder
Kundgebungen stattfanden, so trugen sie zum Teil reinen Alibicharakter
oder wurden von linkeren Gruppierungen und vielen migrantischen
Organisationen zahlenmäßig dominiert. Die hohe Präsenz dieser Strömungen
stellt ein positives Zeichen dar.

Die Haltung der Gewerkschaftsführungen hingegen kommt einem weiteren
politischen Skandal gleich, wenn auch keinem verwunderlichen. Die
Tarifrunden und Auseinandersetzungen wurden von der Bürokratie vor allem
befriedet und ausverkauft. Klar, bei dieser Bilanz ist auch am Ersten
Mai wenig zu erwarten. Die Pandemie bot so sicher
Gewerkschaftsvorständen und Apparat einen Vorwand, erst gar nicht zu
versuchen, die Masse der ArbeiterInnen zu mobilisieren. Zieht man die
linken und migrantischen Organisationen ab, so stellen viele
DGB-Kundgebungen am 1. Mai ein Funktionärstreffen unter freiem Himmel
dar, bei denen staatstragende Reden gehalten werden und die
GewerkschaftsfunktionärInnen kaum von den Spitzen aus SPD, Grünen oder
selbst CDU, die als GastrednerInnen eingeladen wurden, unterscheidbar
sind.

Das Fazit gestaltet sich also sehr einfach. Von den
Gewerkschaftsführungen und ihrem bürokratischen Apparat ist eine
Mobilisierung der ArbeiterInnenklasse, ein Kampf gegen Kapital und
Regierung in den kommenden Monaten nicht zu erwarten. Ebensowenig von
den Spitzen der SPD, die bis zum Ende der Großen Koalition die Treue
hält und im Wahlkampf vielleicht so tun wird, als wäre sie nicht dabei
gewesen. Und die Führung der Linkspartei versucht die Quadratur des
Kreises – nicht nur am Ersten Mai. Einerseits hängt sie in den
Landesregierungen in Berlin, Thüringen und Bremen fest, betreibt dort
bürgerliche Politik und garniert sie mit etwas gebremstem Sozialschaum.
Andererseits will sie sich im Bund als Opposition zur kommenden



Regierung präsentieren, da eine grün-rot-rote Koalition auf Bundesebene
aufgrund der Haltung der Grünen, aber auch der SPD wohl ausgeschlossen
ist.

Aufgaben  der  revolutionären  und
klassenkämpferischen  Linken
Für RevolutionärInnen und für die klassenkämpferische Linke, die am
Ersten Mai sichtbar wurde, stellen die Passivität der
Gewerkschaftsführungen, die bürgerliche Politik von SPD und Linkspartei
eine Chance, aber auch eine politische Herausforderung dar.

Die Chance besteht darin, dass die Passivität der Apparate Menschen
nicht automatisch zu kleinbürgerlich-reaktionären Kräften wie den
Corona-LeugnerInnen treibt, sondern auch ein politisches Vakuum auf der
Linke schafft, Raum für eine Bewegung und Mobilisierung, die
Lohnabhängige und Unterdrückte anziehen und zu einer politischen und
gesellschaftlichen Kraft formieren können. Dass z. B. etliche Menschen
an den linksradikalen, klassenkämpferischen und revolutionären
Demonstrationen am 1. Mai teilnahmen, die bisher unorganisiert waren und
sind, verdeutlicht das.

Umgekehrt stellt die Blockade durch die reformistischen und vor allem
gewerkschaftlichen Apparate aber auch ein Problem dar. Vor allem die
Kontrolle der Bürokratie über die organisierte ArbeiterInnenklasse in
den Betrieben gerät zu einem effektiven Mittel, den Klassenfrieden in
den Unternehmen zu sichern, die Menschen ruhigzustellen und diejenigen
zu isolieren, die dagegen ankämpfen wollen.

Wenn die klassenkämpferische Minderheit, die am Ersten Mai sichtbar
wurde, zu einer Massenkraft werden soll, die die Mehrheit unserer Klasse
mobilisieren kann, muss sie einen Weg finden, diese Blockade zu
überwinden. Dazu ist es nötig, Forderungen aufzustellen, um die
Mitglieder, AnhängerInnen und WählerInnen der „linken“ Parteien zu
mobilisieren und die der Gewerkschaften in die Aktion zu bringen. Das
heißt, sie muss eine Politik der Einheitsfront gegenüber den Millionen



Mitgliedern, WählerInnen und UnterstützerInnen dieser Organisationen
verfolgen, die sich an die Basis, aber auch an die Führungen der
reformistischen Organisationen richtet – nicht, weil wir in letztere
politische Illusionen hätten, sondern weil wir die Hoffnungen und
Illusionen ihrer Basis dem Test der Praxis unterziehen müssen. Da die
objektive Lage den Spielraum für Kompromisse zwischen den Klassen
einschränkt, vergrößert sich auch die Kluft zwischen Basis und Führung
und damit auch die Möglichkeit für RevolutionärInnen, diese taktisch zu
nutzen.

Dies erfordert nicht nur ein Verständnis von Einheitsfrontpolitik. Es
erfordert auch, die strategische, politische und programmatische
Schwäche der „radikalen“ Linken anzugehen, die mit großen
Mobilisierungen noch längst nicht gelöst ist und allein aus diesen
heraus auch nicht zu lösen sein wird.

Kurzum, es fehlt an einer Strategie in der Linken. Eine solche müsste
nämlich von einem Verständnis der Totalität, der Gesamtheit der
aktuellen Krise und Problemstellungen ausgehen. Politisch-programmatisch
müsste sie dabei jedoch eine Methode verfolgen, die objektive Situation
mit ihren aktuellen, konkreten Problemen und Ansätzen von Widerstand
mit einer revolutionären Antwort darauf zu verbinden. Kurz sie braucht
ein Aktionsprogramm, das der gegenwärtigen Lage entspricht. Die Aufgabe
der antikapitalistischen und klassenkämpferischen Linken bestände darin,
eine weiterführende Perspektive aufzuzeigen, die nicht nur die
unmittelbare Not, sondern auch ihren wesentlichen Kern aufzeigt und
Tageskämpfe mit dem für eine andere, sozialistische Gesellschaft
strategisch vermittelt.

Was die Berliner Linke mit Blick auf den Ersten Mai geschafft hat,
gilt es nun auf die nächste Ebene zu heben. Es braucht eine
Aktionskonferenz, auf der die verschiedenen Programme und Strategien der
radikalen Linken diskutiert und konkrete Aktionen geplant werden, um
den Angriffen des Kapitals eine antikapitalistische und
internationalistische Anti-Krisenbewegung entgegenzustellen



Der  Abschluss  für  den
Öffentlichen  Dienst  und  die
Linke
z u e r s t  v e r ö f f e n t l i c h t  a m  2 1 . 1 1  u n t e r :
https://arbeiterinnenmacht.de/2020/11/21/der-abschluss-fuer-den-oeffentliche
n-dienst-und-die-linke/

Mattis Molde

Die erste große Tarifrunde nach Beginn der Pandemie und der Vertiefung
der Wirtschaftskrise ist vorbei. Der öffentliche Dienst hat Maßstäbe auch für
die nächsten Runden gesetzt. Aber es ging nicht nur um die ökonomischen
Verkaufsbedingungen  der  Ware  Arbeitskraft.  Es  ging  um mehr.  Es  ging
darum,  wie  sich  die  Arbeiter_Innenklasse  politisch  aufstellt  in  einer
entscheidenden  historischen  Phase,  in  der  sich  eine  Krise  des
kapitalistischen Systems entfaltet, die tiefer und länger zu werden verspricht
als die vor 10 Jahren, ja jetzt schon mit der von 1931 verglichen wird. Die
begleitet ist von Krisen der politischen Systeme nicht nur in Halbkolonien,
sondern auch in den Zentren der Macht wie in den USA und der EU. Die
dominiert wird von rechten Massenmobilisierungen und Wahlerfolgen, in der
es aber auch Gegenbewegungen gibt.

Ausverkauf

Das Kapital und sein Staat haben sich in dieser Tarifrunde von Anfang an
klar positioniert.  Das war zu erwarten. Die ver.di-Führung ignorierte das
anfangs trotzdem und streute ihren Mitgliedern Sand in die Augen, als sie
von  einer  „Politik  der  ausgestreckten  Hand“  schwadronierte.  Als  diese
Vorgangsweise scheiterte, erklärte sie es zum Ziel der Warnstreiks, dass die
Arbeit„geber“_Innen „endlich ein Angebot vorlegen“. Die Forderung von 4,8
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% mit einer Laufzeit von einem Jahr war damit schon unauffällig ersetzt.
Entsprechend haben die  Spitzenverhändler_Innen das  „respektlose“  erste
Angebot der Arbeit„geber“_Innenverbände in der letzten Verhandlung nur
durch Umverteilung unter den Beschäftigten modifiziert, im Volumen kaum
erhöht und dann zu „respektabel“ umgetauft. Diese Einschätzung macht nur
dann einen Sinn, wenn man einen Streik von vorneherein ausschließt, wie es
offensichtlich  die  ver.di-Führung  getan  hat,  und  noch  nicht  einmal  eine
Streikvorbereitung als Drohpotential aufbaut. Das macht diese Niederlage
zur Kapitulation. Das haben wir an anderer Stelle ausführlich dargelegt. Eine
Niederlage zu erleiden, ist eine Sache, eine andere, die richtigen Schlüsse
daraus zu ziehen.

Viele linke Gruppen und Personen haben das Ergebnis analysiert und fast
alle  kommen  zum  Schluss,  dass  es  ein  schwacher  Abschluss  war,  der
meilenweit von der Forderung entfernt war. Aber die meisten betonen, dass
immerhin weitergehende Angriffe auf die Beschäftigten abgewehrt worden
seien.  So  titelt  die  SAV:  „Angriff  abgewehrt,  Gegenoffensive  verpasst“.
Ähnlich  sieht  das  Olaf  Harms  in  der  UZ „Licht  und  Schatten“.  Die  Sol
(Sozialistische Organisation Solidarität)  meint:  „Kampfkraft  nicht genutzt“
und „ernüchterndes Ergebnis“. Auch RIO nennt das Ergebnis „,mager“. Die
Rote Fahne schreibt „das Ergebnis: ein fauler Kompromiss, weil die volle
gewerkschaftliche Kampfkraft nicht eingesetzt wurde“.

Apparat

Alle diese Einschätzungen sind näher an der Realität als die selbstgefällige
Lobhudelei, die ver.di selbst verbreitet. Letztere wird nicht besser dadurch,
dass  ein  Teil  der  Mitglieder  das  Einknicken  der  Verhandlungsführung
unterstützte oder keine Alternative dazu sah. Aber sehr viele protestieren
auch gegen diesen Abschluss auf Webseiten von ver.di oder in öffentlichen
Medien. Aus den Kreisen der vielen Gewerkschaftssekretär_Innen, von denen
etliche in linken Organisationen wie DIE LINKE, IL oder marx21 politisch
organisiert sind, ist kein Anflug einer Kritik zu hören, alle tragen brav die
Entscheidung  mit.  Sie  verwechseln  die  Disziplin  innerhalb  einer
Arbeiter_Innenorganisation,  beschlossene  Aktionen  auch  gemeinsam
durchzuführen,  mit  einer  innerhalb  eines  Apparates  gegen  diese
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Organisation: In einer Phase, in der ein Abschluss diskutiert werden soll,
vertreten diese „Hauptamtlichen“, wie sie sich selber nennen, die Linie der
Spitze  und bekämpfen  die  Kritik,  die  von  der  Basis  geäußert  wird.  Das
Gleiche gilt für die breite Masse der betrieblichen Spitzenfunktionär_Innen,
der sogenannten Ehrenamtlichen, der linken wie der rechten.

Diese Einstellung der „Linken“ in der Struktur von ver.di ist verheerend. Sie
führt erstens dazu, dass sich die Kritik aus der Basis nicht wirklich innerhalb
der Gewerkschaft ausdrücken kann. Diejenigen, die innerhalb der Strukturen
Funktionen  innehaben,  weigern  sich,  sich  zum Sprachrohr  der  Kritik  zu
machen. Sie überlassen die Basis sich selbst und sind hauptverantwortlich
dafür,  wenn  jetzt  gerade  kritische  Kolleg_Innen  den  Laden  verlassen.
Zweitens sind damit auch die nächsten Niederlagen vorprogrammiert. Dies
wird innerhalb von ver.di vor allem der ÖPNV sein mit den Tarifverträgen
Nahverkehr.  Für  die  ganzen  schlechter  und  schwächer  organisierten
Beschäftigtengruppen ist das Signal, das ver.di gegeben hat, eine wirkliche
Entmutigung.

Diese Verweigerung der Linken im ver.di-Apparat, sich zum Sprachrohr der
kritischen Teile der Gewerkschaftsbasis zu machen, wird übrigens voll auch
von der Partei DIE LINKE getragen. Der Vorstand hat bisher kein einziges
Wort der Kritik veröffentlicht und damit gezeigt, dass die Partei in dieser
Frage als Wasserträgerin des reformistischen ver.di-Apparates fungiert und
null Unterschied zur SPD darstellt. Auf unterer Ebene der Linkspartei gab es
kritiklosen Jubel  (Niedersachsen),  leichte  Kritik  (z.  B.  Oberhausen),  aber
auch kommunale MandatsträgerInnen, die sich von Anfang an mit Blick auf
ihre Gemeindefinanzen gegen die Forderungen gestellt hatten.

Zurückbleiben

Aber auch die Gruppen und Organisationen, die Kritik an dem Abschluss
üben, müssen sich fragen, ob ihre Antworten ausreichend sind. So ist das
Bemühen,  dem  Abschluss  noch  etwas  Gutes  abzugewinnen,  mehrfach
problematisch:  Erstens  führt  es  zu  falschen  oder  unzureichenden
Schlussfolgerungen  bezüglich  der  betroffenen  Kolleg_Innen.  Zweitens  zu
falschen Perspektiven für die weiteren Tarifrunden und alle Abwehrkämpfe

https://www.dielinke-nds.de/start/aktuell/detail/news/oeffentlicher-dienst-tarifabschluss-mit-deutlicher-aufwertung-der-pflegeberufe/
https://www.linkeliste-ob.de/linksbewegt/tarifeinigung-oeffentlicher-dienst-mehr-als-nichts-aber-auch-kein-grosser-erfolg/
https://www.mdr.de/nachrichten/politik/regional/kritik-linken-politiker-streiks-oeffentlicher-dienst-100.html


gegen die Krise.

Erstens gehört es zum ABC jeglicher Verhandlung auf jeglichem Gebiet, dass
auch weitergehende Forderungen aufgestellt werden, auf die im Laufe der
Verhandlungen verzichtet werden kann. Frank Werneke beispielsweise hat ja
sehr offen zum Thema Laufzeit erklärt, dass die Forderung nach einem Jahr
nie ernst  gemeint  gewesen sei,  „weil  da ja  dann Bundestagswahl“ wäre.
Warum  das  nicht  gehe,  ist  damit  noch  nicht  erklärt,  aber  anschaulich
dargestellt,  wie  die  Spitzen  der  Bürokratie  zur  „demokratischen
Beschlüssen“ stehen. Natürlich stellt auch die andere Seite weitergehende
Forderungen als Verhandlungsmasse auf. Linke sollten daraus lernen, nicht
Scheinerfolge  zu  preisen  oder  kleine  Lichter  im  großen  Schatten
auszumachen.

Zum Zweiten ist es eine sehr gängige Methode bei Tarifabschlüssen, diese
möglichst  nicht  nachrechenbar  zu  gestalten:  Tariferhöhungen,  die  in  die
Lohnstruktur  eingehen,  werden  mit  Einmalzahlungen  vermengt.  Gerne
können  einzelne  Positionen  in  einzelnen  Bereichen  zeitlich  verschoben,
manchmal können bestehende Zahlungen angerechnet werden. Das Ganze
dann  unterschieden  nach  Einkommenshöhe  usw.  Das  lässt  jede  Menge
Spielraum für Schönrechnerei.

Ver.di  hat  diesmal  vor  allem auf  den  Trick  gesetzt,  die  Minderheit  der
Beschäftigten in Krankenhäusern besserzustellen gegenüber allen anderen,
die Reallohnverlust erleiden werden.
Die Krankenhausbeschäftigten, die noch im öffentlichen Dienst arbeiten und
für  die  der  Tarif  gilt,  stellen  übrigens  auch  nur  die  Minderheit  der
Gesamtbeschäftigten in diesem Sektor dar. Ver.di hat also als Preis für diese
Abschlusskosmetik mit einer neuen Spaltungslinie bezahlt, mit einem hohen
Frust bei der Masse der Beschäftigten im öffentlichen Dienst und besonders
bei denen, die an anderer Stelle im Gesundheitswesen arbeiten, zum Beispiel
als Rettungssanitäter_Innen oder in den Gesundheitsämtern.

Es ist  also ein Fehler für Linke,  dies mit  dem reinen Geldbeutelblick zu
analysieren und als „gut für die einen, schlecht für die anderen“ zu befinden.
Die Spaltung schwächt die gesamte Klasse, auch diejenigen, die noch ein



paar Rosinen abbekommen. Sie ist vor allem schlecht in einer Zeit, in der die
Klasse als Ganzes angegriffen wird und zwar nicht nur ökonomisch, sondern
auch politisch, wo dieser Angriff vom bürgerlichen Staat organisiert wird,
aber auch von rechten PopulistInnen. Heute, wo es so bitter nötig ist, dass
wir die Perspektive „uns als Klasse gemeinsam gegen Kapital und Staat zu
wehren“ gegen nationalistische und rassistische Demagogie verbreiten, sind
der Reallohnverlust und die Entsolidarisierung durch diesen Tarifabschluss
politisch verheerend. Sie stellen genauso eine Spaltung der Klasse dar wie
die Standortpolitik der IG Metall, die die Beschäftigten dazu erzieht, ihre
Interessen auf Kosten der Leiharbeiter_Innen und der Kolleg_Innen bei der
Konkurrenz im eigenen Konzern, in anderen Unternehmen oder in anderen
Ländern zu sichern.

Die Halbherzigkeit  in der Analyse,  das Bemühen, auch da noch Licht zu
sehen, wo keines ist, fällt im Grunde auf die Strickmuster der Bürokratie für
Tarifabschlüsse  und  zugleich  auf  deren  ökonomistische,  unpolitische
Herangehensweise  herein.  Das  wird  dann  auch  bei  Schlussfolgerungen
deutlich, die von den meisten Linken gezogen werden. Fast alle weigern sich,
eine Niederlage zu erkennen, wo sie stattfindet. Aber aus Niederlagen muss
man  lernen.  Das  gilt  für  Linke  ebenso  wie  für  gewerkschaftliche
AktivistInnen  und  die  große  Masse.

Die  entscheidende  Antwort  auf  eine  Führung,  die  bewusst  Niederlagen
organisiert, ist der Kampf für eine neue!

Kritik von links auf halbem Wege

Dies  formuliert  am klarsten  die  VKG:  „Festzuhalten  ist:  Zu  einem solch
umfassenden Kampf war die Gewerkschaftsführung offenbar nicht  bereit,
einen solchen wagen sie seit langem nicht mehr zu führen. Und von der Basis
her gab es die große Druckwelle nicht, die den Apparat in diese Richtung
unter  Druck  gesetzt  hätte.  Dies  hängt  auch  damit  zusammen,  dass  auf
gesamtgewerkschaftlicher  Ebene  eine  sichtbare  klassenkämpferische
Strömung  fehlt,  die  für  Unentschlossene  eine  Orientierungshilfe  oder
Ermutigung hätte sein können. Diese gilt es aufzubauen.“ Leider scheut sich
auch diese Erklärung, eine Niederlage als das zu bezeichnen, was sie ist.

https://www.vernetzung.org/angriffe-abgewehrt-mageres-ergebnis/


Unsere  GenossInnen  im  Koordinationskreis  der  VKG  sind  hier  in  der
Minderheit geblieben.

Auch die Sol, ebenfalls Teil der VKG, fordert in ihrer Erklärung: „Nun geht es
darum, eine kämpferische Opposition innerhalb von ver.di aufzubauen, um
zukünftig wirkliche Verbesserungen zu erreichen.“

Die SAV, obwohl auch Teil der VKG, kann sich in ihrer eigenen Erklärung
nicht  dazu  entschließen,  eine  Opposition  in  den  Gewerkschaften  als
Perspektive  anzugeben.  Sie  beschränkt  sich  darauf,  von  der
Gewerkschaftsführung den Bruch mit der Großen Koalition und der SPD zu
fordern:  „Für  eine  solche  politische  Kampagne  muss  sich  die
Gewerkschaftsführung aber mit  den Parteien in der Großen Koalition im
Bund anlegen, anstatt der SPD bei den Wahlen weiter die Treue zu halten.“

Ja, sie kritisiert die ver.di-Führung nur dafür, eine „Gelegenheit verpasst“ zu
haben, „Kämpfe zusammenzuführen und die nötige gesellschaftliche Antwort
in diesen Zeiten zu geben und den Widerstand aufzubauen.“ Ob Werneke für
solche guten Ratschläge ein offenes Ohr hat?

Olaf Harms in der UZ beschreibt sehr richtig, was politisch nötig wäre: der
Kampf  gegen  Fal lpauschalen  und  Pr ivat is ierung  sowie  für
Arbeitszeitverkürzung  (AZV):  „Es  gilt  nun  nicht  nachzulassen,  den
gestiegenen Kampfgeist auch angesichts der offensichtlichen Widersprüche
in dieser Krise zu nutzen, weiter zu diskutieren und zu kämpfen: Für mehr
Personal,  kürzere  Arbeitszeiten  und  bessere  Arbeitsbedingungen.  Eine
Erhöhung  des  Personals  in  den  Krankenhäusern  ist  entsprechend  des
tatsächlich  vorhandenen  Bedarfes  mittels  einer  Personalbemessung
notwendig. Mit den bestehenden Fallpauschalen ist das nicht zu machen – sie
müssen weg. Nach der überfälligen Angleichung der Arbeitszeiten von Ost an
West  muss  endl ich  d ie  Forderung  über  e ine  grundlegende
Arbeitszeitverkürzung bei  vollem Lohn-  und Personalausgleich  verhandelt
werden – 30 Stunden die Woche sind genug. Und es geht um den Kampf
gegen Privatisierungen in der öffentlichen Daseinsvorsorge.“

Aber er verschweigt,  dass diese Forderungen und Ziele bewusst von der



Führung aus dem Tarifkampf ausgeklammert worden waren: Die AZV war
schon ein Beschluss des letzten Gewerkschaftstages. Dass die Privatisierung
und die Fallpauschalen angegriffen werden sollten, dafür gab es Beschlüsse
vor der Tarifrunde. Die Frage nicht aufzuwerfen, warum die Bürokratie, das
verhindern wollte und verhinderte, heißt letztlich, deren Politik abzudecken
und den Basisaktivist_Innen zu raten, einfach tapfer weiterzukämpfen, so wie
es auch die reformistischen Führer_Innen der Gewerkschaften immer nach
Niederlagen tun.

Auch RIO greift in ihrer ersten Stellungnahme einen richtigen Ansatz auf: Sie
schlägt  vor,  von  der  Basis  her  die  Ablehnung  des  Tarifergebnisses  zu
organisieren.  „Das  Verhandlungsergebnis  muss  von  allen  Beschäftigten
abgestimmt  werden  und  das  Abstimmungsergebnis  sollte  mit  einfacher
Mehrheit für die Bundestarifkommission (BTK) und alle Gremien von ver.di
bindend  sein.“  In  einem  anderen  Artikel  wird  gefordert:  „Es  braucht,
besonders  jetzt  nach  dem  Tarifabschluss,  demokratische  Online-
Versammlungen der Beschäftigten und ein Programm, um gewerkschaftlich
Druck für weitere Kämpfe aufzubauen.“ Wie aber eine Bewegung der Basis in
einer Organisation organisiert werden soll,  deren Organisationsstrukturen
von der  Bürokratie  beherrscht  werden,  sagt  RIO nicht  –  auch wenn sie
generell  eine  scharfe  Kritikerin  der  Bürokratie  ist.  Der  Aufbau  einer
klassenkämpferischen Basisbewegung kann aber nicht mit einer spontanen
Bewegung  von  unten  gleichgesetzt  werden,  insbesondere  wenn  jeder
Spontaneismus  von  Corona  gedämpft  wird.

Bleiben  noch  die  Stimmen  aus  dem  postautonomen  Spektrum.  Im  AK
schrieben Daniel und Lisa (IL) noch vor dem Abschluss zu Recht, dass „es
sich bei den aktuellen Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst um eine
Schlüsselauseinandersetzung  in  den  heraufziehenden  Verteilungskämpfen
um die Finanzierung der Krisenkosten handelt.  Ihre politische Bedeutung
geht jedoch über eine bloße Umverteilung von Geldern hinaus, denn diese
Tarifrunde ist auch ein feministischer Kampf: Sie betrifft wichtige Bereiche
des  öffentlich  verwalteten  gesellschaftlichen  Reproduktionssektors.“  Aber
schon da verzichteten sie darauf, die Führung dieser Tarifrunde durch ver.di
auch  nur  mit  einem  Wort  an  dieser  politischen  Erkenntnis  zu  messen.

https://www.akweb.de/bewegung/tarifrunde-im-oeffentlichen-dienst-auch-heldinnen-muessen-miete-zahlen/)


Vielmehr wird die  Unverschämtheit  der  Arbeit„geber“_Innen beklagt  und
ver.di noch für den „Gesundheitstisch“ gelobt. Dabei war schon damals klar,
dass  dieser  keineswegs  die  ursprünglichen,  schon  fallengelassenen
Forderungen  nach  Privatisierung,  Abschaffung  der  Fallpauschalen,
Personalbemessungsschlüssel  verfolgen  würde,  sondern  die  Spaltung  der
ÖD-Belegschaften vorbereitete.

So fokussiert der Artikel auf die Bewusstseinserweiterung der Beschäftigten:

„Wir haben es den erfolgreichen Kämpfen der letzten Jahre zu verdanken,
dass es überhaupt zu einem Konflikt kommt und ver.di eine Nullrunde – und
damit den Einstieg in die nächste Runde Austeritätspolitik – nicht einfach
akzeptiert. Auch dass der Widerspruch zwischen Dankbarkeit und materieller
Anerkennung so deutlich zutage tritt, ist ein Erfolg der vergangenen Kämpfe
von Krankenhausbeschäftigten.  Es ist  unsere Aufgabe als  radikale  Linke,
genau in diese Widersprüche zu intervenieren und uns mit den Beschäftigten
aktiv  zu  solidarisieren.“  Also  ver.di  ist  irgendwie  scheiße  und  hätte  am
liebsten ’ne  Nullrunde akzeptiert,  aber  wir  haben keine  politische Kritik
daran,  solidarisieren uns  mit  den Beschäftigten,  helfen  ihnen aber  nicht
gegen  die  Bürokratie.  Das  ist  eine  „radikale  Linke“  so  recht  nach  dem
Geschmack von Frank Werneke.

Ähnlich  die  RAS  aus  Stuttgart.  Ihre  Unterorganisation  „Solidarität  und
Klassenkampf“  benennt  in  ihrer  Analyse  viele  der  Schwachstellen  des
Ergebnisses und geht von einer starken Ablehnung dessen aus: „Deshalb
fordern wir auch alle Beschäftigten auf, bleibt ver.di Mitglieder! Nichts wäre
falscher,  als  auszutreten  und  unsere  Kampfkraft  zu  schwächen.“
(https://solidaritaet-und-klassenkampf.org/2020/10/ein-respektables-ergebnis-
oder/) Aber der Vorwurf der Schwächung wird keineswegs an die Führung
gerichtet  und  es  wird  auch  kein  Kampf  gegen  diese  propagiert  jenseits
dessen, das Ergebnis in Abstimmungen abzulehnen.

Das Fehlen einer expliziten Kritik am Vorgehen des Apparates in Verbindung
mit der Perspektive, dass die Beteiligung an den Streiks nur größer werden
müsste, um mehr Druck auf die Arbeit„geber“_Innenseite aufzubauen, um ein
besseres Ergebnis zu erzielen, bedeutet:  Es wird letztlich die Schuld der



Gewerkschaftsbasis in die Schuhe geschoben, die halt noch nicht so weit sei.

Stattdessen sollen die  Unzufriedenen für  den Sozialismus kämpfen:  „Wir
wollen aber mehr als die Gewerkschaften. Uns geht es nicht nur um ein paar
Prozente mehr oder weniger, sondern um ein grundlegend anderes System.“
Der Weg dahin ist natürlich „lang“. Deshalb tut es auch den reformistischen
Bürokrat_Innen nicht weh, wenn die Genoss_Innen der RAS ihnen heute brav
keine Steine in den Weg legen.

Hoher Aktivismus, wie ihn die RAS und ihr Umfeld an den Tag legen, ist gut.
Aber er ist kein Mittel um die rechten, prokapitalistischen Positionen des
Gewerkschaftsapparats zu bekämpfen. Einflussnahme der Basis, wie sie RIO
propagiert, ist nötig im Kampf gegen die Bürokratie, aber sie braucht noch
Organisierung  unabhängig  von  jener  und  ein  entsprechendes  politisches
Kampfprogramm. Die VKG und die darin aktiven Gruppen haben den Schritt
gemacht,  die  aktuellen  Kämpfe  mit  dem permanenten  Eintreten  für  den
Aufbau  einer  antibürokratischen  Opposition  in  den  Gewerkschaften  zu
verbinden.

Es sind Auseinandersetzungen wie dieser Tarifkampf, die aufzeigen, was das
Ziel einer solchen Opposition sein muss: Eine Verankerung in den Betrieben
aufzubauen  und  eine  Struktur,  die  das  Monopol  der  Bürokratie  in  der
Propaganda und der Aktion durchbrechen kann: eine klassenkämpferische
Basisbewegung.

Wir wenden uns an alle kritischen und unzufriedenen Kolleg_Innen genauso
wie an die Organisationen der radikalen Linken, die diesen Abschluss kritisch
bewerten: Zieht die entscheidende Konsequenz aus dieser Niederlage: Bauen
wir gemeinsam die VKG auf, bündeln wir unsere Kräfte gegen die Bürokratie
und führen wir eine solidarische Debatte, um unsere Differenzen zu klären!

https://solidaritaet-und-klassenkampf.org/2020/10/ein-respektables-ergebnis-oder/


Linke Politik in der Pandemie?!
Teil 2: Die radikale Linke
Im ersten Teil der Serie zur linken Politik in der
Corona-Pandemie haben wir uns bereits angeschaut, wie die Gewerkschaften
gerade
das  Interesse  der  Arbeiter_innen  den  Interessen  der  Unternehmen
unterordnen.  Im
zweiten Teil wollen wir nun den Fokus auf die Politik der radikalen Linken in
Deutschland setzen. 

Dazu muss erstmal geklärt werden, was die radikale Linke
überhaupt ausmacht. Die so genannte radikale Linke ist kein einheitliches
Kollektiv,
sondern eher eine Vielzahl unterschiedlicher Organisationen, Gruppen und
Strömungen,  wie  sie  verschiedener  kaum sein  könnten.  Wir  fassen  den
Begriff
hier mal weit und beziehen uns auf Linke, die irgendwie Kapitalismus doof
finden und nicht im Parlament sitzen.

Wo wir uns aber alle einig sind, ist, dass die Corona-Krise
eine tiefere Krise des Kapitalismus offenbart. Der Kapitalismus ist zwar nicht
die Ursache der Pandemie, aber die der Krise, die aus der Pandemie und dem
Umgang des Kapitalismus mit dieser folgt. Auch können wir uns gemeinsam
hinter
die Ablehnung gegen Grundrechtseinschränkungen, wie die
Demonstrationseinschränkungen,  soziale  Angriffe,  zB.  Die  erhöhte
Reproduktions-
und Sorgearbeit vor allem für Frauen*, und die in der Corona-Pandemie noch
verschärfte Grenzabschottung stellen. 

Das ist allgemein eine gute Grundlage für gemeinsame
Politik. Es darf aber nicht nur bei seitenlangen Analysen und der Kritik am
System verbleiben. Wir müssen auf die Straßen und uns

https://onesolutionrevolution.de/linke-politik-in-der-pandemie-teil-2-die-radikale-linke/
https://onesolutionrevolution.de/linke-politik-in-der-pandemie-teil-2-die-radikale-linke/


organisieren, um unsere Forderungen und Ziele durchsetzen können. Doch
hierbei
gehen  die  Ansätze  und  Meinungen  der  verschiedenen  Organisationen
weeeeit  auseinander.

Zurzeit werden unglaublich viele Texte produziert, wovon
einige  gar  nicht  mal  so  schlecht  sind,  jedoch  wird  kaum  eine  Taktik
entwickelt,
wie sich diese Krise angesichts der aktuellen Situation in die revolutionäre
Praxis umsetzen lässt. Dabei wird kaum ein_e prekär beschäftigte_r
Krankenpfleger_in sich von einem Blogbeitrag auf indymedia für den Kampf
gegen
den Kapitalismus und zur sozialistischen Revolution bewegen lassen.

Der 1.Mai als internationalen Kampftag der
Arbeiter_innenklasse ist traditionell ein guter Tag um zu beurteilen, wie es
um
die  radikale  Linke  praktisch  so  steht.  Der  DGB  sagte  zunächst  alle
Kundgebungen
und Demonstrationen ab und veranstaltete nur „Online-Kundgebungen“, in
denen
sich Spitzenfunktionäre dafür abfeierten, wie gut die Zusammenarbeit der
Gewerkschaften mit den Unternehmen im Dienste des Wirtschaftsstandorts
Deutschland funktioniert. Trotz der fehlenden Unterstützung des DGB und
trotz
des  Demoverbots  gingen  am  01.05.20  einige  10.000  Menschen  in
Deutschland  auf
die Straßen, um für die Solidarität mit Geflüchteten, die Lösung sozialer
Probleme und in diesen Coronazeiten vor allem für die Notwendigkeit und
die
(auch finanzielle) Anerkennung der Care-Berufe zu demonstrieren. Darunter
waren
auch einige kämpferische Gewerkschaftler_innen, die sich nicht so leicht vom
DGB abspeisen lassen wollten. Unter anderem machte die VGK (Vernetzung
für



kämpferische Gewerkschaften) Kundgebungen, an denen auch wir von REVO
uns
beteiligten.

Wichtig jedoch ist, dass der 1. Mai kein Symbol bleibt, an
dem man als radikale Linke mal kurz zeigt, dass man auch noch da ist.
Stattdessen  müssen  die  Proteste  vom  1.  Mai  zum  Funken  für  eine
massenhafte
A n t i - K r i s e n b e w e g u n g  g e g e n  d r o h e n d e  A n g r i f f e ,  g e g e n
Grundrechtseinschränkungen,
gegen Rassismus und für Solidarität werden. Denn wir können durch Streiks
und
Besetzungen bis hin zum Generalstreik die GroKo herausfordern und die
Machtfrage
stellen!

Die Basis einer solchen Bewegung müssen die in dieser
Gesellschaft Marginalisierten sein. Dazu zählen zB. Jugendliche,
Lohnabhängige, Studierende, Frauen, LGBTIA* und Migrant_innen. Wir
dürfen uns deshalb nicht in linke „Szenearbeit“ verrennen, sondern müssen
verschiedene  Organisationen  unserer  Klasse  verknüpfen  und  zur
gemeinsamen
Aktion auffordern. Wir brauchen deshalb auch einen Kampf mit und in den
Gewerkschaften, um die Burgfriedenspolitik ihrer Führungen (siehe Teil 1)
als
wichtiges Standbein des kapitalistischen „Krisenmanagements“ anzugreifen.

Darüber hinaus reicht es nicht aus, nur Minimalforderungen
(wie keine Entlassungen, mehr Geld für Pflegekräfte etc.) zu stellen,
gleichzeitig aber dann zu sagen, „wir brauchen aber trotzdem jetzt den
Kommunismus“,  wie es zum Beispiel  die MLPD und andere stalinistische
Gruppen
tun. Diese Forderungen sind zwar grundsätzlich richtig und wichtig, bleiben
aber  Minimalforderungen  und  müssen  daher  mit  der  Perspektive  des
Kommunismus  zu
Übergangsforderungen erweitert werden. Wir



fordern daher eine Verstaatlichung des Gesundheitssystems und der
Pharmaindustrie unter der demokratischen Kontrolle der Beschäftigten und
der
Gesellschaft. 

Und auch wenn wir die gesamte Gesellschaft radikal, also von
Grund auf, zu einer besseren machen wollen, reicht es nicht aus, wenn wir
nur
„solidarische Nachbarschaftshilfe“ und „Kiezarbeit“ leisten, wie es viele
(Post-)Autonome  gerade  postulieren.  Selbstorganisierung  ist  zwar  ein
wichtiger
Aspekt, kann aber nur die Symptome bekämpfen. Wenn wir also nicht immer
nur uns
gegen die Mängel selbst organisieren wollen, müssen wir notwendigerweise
die
Machtfrage stellen. Also kann ich zwar zum Beispiel für meine Nachbarin in
die
Apotheke  gehen,  aber  für  die  bestmögliche  Bekämpfung  der  Pandemie
müssen wir die
gesamte Pharmaindustrie unter Arbeiter_innenkontrolle stellen.

Tatsächlich gibt es dafür gerade nur wenige Initiativen und
Perspektiven  aus  den  Reihen  der  radikalen  Linken,  von  denen  sich  die
Massen
angezogen fühlen. Das führt dazu, dass dieses Feld gerade stark von Rechten
besetzt und instrumentalisiert wird. Rechte sind gerade Veranstalter_innen
und
Redner_innen auf so genannten Hygienedemos in vielen deutschen Städten,
die
auch viele Demonstrant_innen aus der bürgerlichen Mitte anziehen. Sie
demonstrieren  dabei  gegen  das  aktuelle  Krisenmanagement  der
Bundesregierung.
Und  diese  Unzufriedenheit  ist  zum  Teil  auch  gerechtfertigt.  Der  neu
eingeführte
12-Stundentag, Grundrechtseinschränkungen oder Milliardenhilfen für



Privatunternehmen sind Krisenmaßnahmen, die die Demonstrant_innen nicht
hinnehmen  wollen.  Die  radikale  Linke  versagt  in  dieser  Situation  den
Menschen
eine Perspektive zu bieten. Rechte Kräfte dagegen prangern diese Probleme
an
und verbinden sie mit einer reaktionären Weltsicht, Rassismus und Esoterik.
Dabei richten sie sich eher an das kleinbürgerliche Milieu,
da kleine Unternehmen und Selbstständige besonders hart von der Krise
betroffen
sind,  aber  kaum vom Staat  gerettet  werden.  Sie  erzählen  deshalb  dem
Proletariat
die Lüge, dass sie ein geeintes Interesse als das „Volk“ gegen die „Elite“
vertreten  und  bedienen  sich  so  rassistischer  und  antisemitischer
Denkmuster.
Dass sich die Forderungen der Anti-Corona-Proteste sogar mit den Interessen
des
Kapitals decken, zeigt die vergleichsweise geringe Polizeirepression im
Vergleich zu den linken Protesten am 1. Mai.

Nur durch eine klassenorientierte Anti-Krisenbewegung können
wir den rechten die Stirn bieten und eine gesellschaftliche Perspektive zum
kapitalistischen Krisenmanagement aufwerfen.

Revo macht hier den Anfang und hat schon die Initiative
ergriffen und versucht uns Jugendliche in Stellung zu bringen. Wir treten für
den Schulstreik gegen die Schulwiederöffnungen ein! Wir wollen nicht nur
Artikel schreiben und uns theoretisch mit den Inhalten auseinandersetzen,
sondern uns in dort wo wir uns tagtäglich aufhalten – also in den Schulen,
Unis
und Betrieben – organisieren und uns aktiv an Kämpfen beteiligen, um eine
massenhafte Bewegung auf die Beine zu stellen.

Im dritten Teil unserer Serie durchleuchten wir die Parteien
die Linke und die SPD, also bleibt gespannt.



Brandanschläge  in  Berlin  –
Welche Militanz brauchen wir?
Seit kurzem ist sie erneut in aller Munde – Die Frage, ob und welche Gewalt
legitim ist! Ein erneuter Auslöser für diese Debatte sind die anhaltenden
Brandanschläge auf Berliner S-Bahnen, nachdem in diesem Jahr allein in
Berlin  bereits  über  300  Autos  ausbrannten.  Durch  die  Gruppe,  die  sich
selbst„Hekla“ nennt, von einem isländischen Vulkan abgeleitet, haben die
Aktionen nun eine neue Qualität erreicht.

Während die Reaktion der bürgerlichen Medien und etlicher Politiker
eine Kampagne ist, die sich nicht nur gegen die Brandstifter, sondern
gegen die radikale Linke, letztlich aber die Jugend-und Arbeiterbewegung im
allgemeinen  richtet,  ist  die  Linke  über  diese  Frage  gespalten.  Einige
bezweifeln,  dass  „Hekla“  eine  linke  Gruppe  sei,  sondern  vielmehr  eine
Inszenierung des Staates. Aus dem autonomen Spektrum gibt es viele, die die
Brandanschläge begrüßen. Andere wiederum, haben Kritik an der Aktion,
weil  sie  den  Medien  und  der  „Öffentlichkeit“  missfallen  und  besonders
reformistische  und pazifistische  Organisationen,  wenden sich  kategorisch
gegen den Einsatz jeglicher Gewalt, demzufolge auch gegen die momentanen
Brandanschläge.  Doch  wie  sollten  sich  junge  Kommunist_innen  zu  den
momentanen Brandanschlägen und der Frage der Gewalt im allgemeinen
Positionieren?

Die wenigsten der bisherigen Kritiker,  ebenso wie viele Befürworter,
haben die  Brandanschläge im Zusammenhang mit  einer  allgemeinen

Perspektive, die eine erfolgreiche Linke haben müsste, um gegen die Krise
des Kapitalismus vorzugehen betrachtet. Das ist auch das Problem, das zwar
zu  vielen  richtigen  Ansätzen  und  Argumenten  geführt  hatte,  aber  keine
allgemeine  Antwort  auf  die  Frage  geben  konnte,  welche  Militanz  eine
revolutionäre Jugendbewegung braucht.
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Während wir uns als junge Kommunist_innen weigern Gewalt grundsätzlich
abzulehnen, wie es die Gewerkschaftsführungen, die LINKE oder Teile der
„Occupy-Bewegung“  tun,  denken  wir  aber,  dass  sie  keine  grundlegende
Strategie gegen den Kapitalismus ist.

Gewalt ist unserer Meinung nach ein taktisches Mittel. Eines ist nämlich klar
– Die Gewalt der Herrschenden, von Kapital und Staat, werden nicht durch
die moralische Größe des Widerstandes überwunden werden. Diejenigen, die
Militär,  Polizei  und Geheimdienste  kontrollieren werden nicht  zögern sie
gegen uns einzusetzen, wenn wir uns wehren. Daher dürfen wir auch nicht
zögern uns notfalls auch mit Mitteln der Gewalt gegen sie zu stellen, um
ihrer Unterdrückung ein für alle mal ein Ende zu bereiten!

Wenn zum Beispiel Faschisten aufmarschieren, werden diese nur durch
Massenmobilisierungen und Selbstverteidigungsaktionen der ansässigen

Bevölkerung  daran  gehindert,  selbst  ihre  terroristische  Gewalt  auf
unseren Straßen zu verbreiten. Auch Streiks sind ein Mittel der Gewalt,

auch  wenn  sie  heutzutage  selten  physische  Gewalt  anwenden,  denn  sie
stellen  die  ökonomische  Kontrolle  des  jeweiligen  Unternehmers  oder
Konzerns zumindest  kurzzeitig  in  Frage.  Genauso waren die  Proteste  im
arabischen  Raum gegen  Mubarak,  Gaddafi  oder  Ben  Ali  von  Anfang  an
gewaltsam. Und sie waren es zurecht, denn sonst wären sie alle an Militär
und Polizei, den wichtigsten Repressionsorganen des bürgerlichen Staates,
gescheitert. All das zeigt, dass Gewalt ein unerlässliches Mittel von sozialen
Bewegungen darstellt. Wir lehnen Brandanschläge daher nicht deshalb ab,
weil sie eine Form der Gewalt darstellen.

Auch das Argument, dass eine soziale Bewegung, die Linke oder einzelne
Organisationen ihre Aktionen nach dem Echo der Medien richten sollten
halten  wir  für  falsch.  Der  Grund  liegt  einfach  darin,  dass  soziale
Bewegungen, die sich ernsthaft gegen die bürgerliche Gesellschaft niemals
auf Dauer positiv von bürgerlichen Medien aufgegriffen werden.

Das wirkliche Problem der Brandanschläge ist, dass sie kein Mittel sind, um
breite Bevölkerungsschichten tatsächlich in die Aktion einzubeziehen. Nur
durch die geeinte Aktion von sozialen Bewegungen, nur durch die geeinten
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Aktionen  der  Arbeiterbewegung  und  der  Jugend  kann  kritisches,
revolutionäres Bewusstsein entwickelt werden. Individuelle Aktionen, wie die
momentanen Brandanschläge stoßen breite Teile der Bevölkerung aber weg
von der  gemeinsamen Aktion mit  Linken und Kommunist_innen.  Darüber
hinaus waren sie in diesem Falle,  wie wir aufgrund von Gesprächen mit
unterschiedlichen Eisenbahngewerkschaftern erfahren mussten, tatsächlich
eine  Bedrohung  für  Bahnbeschäftigte  und  Passagiere,  die  bis  hin  zum
Zusammenstoß und der Entgleisung von Zügen hätte führen können. Bedenkt
man, dass insbesondere ein Großteil der Bahnpassagiere Arbeiter_innen sind,
sind diese Aktionen nicht nur unangebracht, sondern besitzen auch einen
spaltenden Charakter für soziale Bewegungen.

In diesem Zusammenhang erscheint auch das Argument „die blinden Massen
aufzurütteln“ wenig überzeugend! Gerade wenn wir die Krise, die Eindrücke
des arabischen Frühlings, Proteste wie die Occupy-Bewegung, Streiks und
Massenaktionen auf dem ganzen Globus bedenken, ist es sogar hinfällig.

Unsere Antwort auf Krise, Sparmaßnahmen, Krieg und Hunger müssen
Aktionen  sein,  die  dazu  in  der  Lage  sind  die  Masse  einzubinden.

Natürlich  können  wir  die  Sympathien  vieler  Jugendlicher  für  die
Brandanschläge,  die  von  ihrer  gefühlten  Hilflosigkeit  im  Kapitalismus
herrührt,  nachvollziehen. Diese Hilflosigkeit  kann aber nur durch globale
Massenbewegungen  und  militanten  Widerstand,  der  kollektiv  durch  die
Jugend-und  Arbeiterbewegung  in  Form  von  Demonstrationen,  über
Betriebsbesetzungen bis  hin  zu Generalstreiks  geführt  wird,  überwunden
werden.
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